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Köln. Das Gesundheits- und Pfle-
geministerium in Nordrhein-West-
falen fördert die Etablierung einer 
„kultursensiblen Altenpflege“ im 
rot-grün regierten Bundesland. Im 
Kölner Rubicon wurde dafür die 

neue Stelle der „Fachbeauftragten 
für kultursensible Pflege für Les-
ben und Schwule“ angesiedelt. 
Gabi Stummer, eine Doktorin der 
Pflegewissenschaft, hat dort be-
reits ihre Arbeit aufgenommen. 
Träger ist das Sozialwerk für Les-
ben und Schwule.

Die bisherigen Erfahrungen 
von älteren Lesben und Schwulen 
mit der Pflege zeigen, dass Pfle-
gekräfte ältere Homosexuelle und 
ihre Lebenssituation meist nicht 
angemessen wahrnehmen. Mit 
dem Satz „Das ist deren Privatsa-
che“ wird die Bedeutung von se-
xueller Identität abgetan und auch 
für Pflegemaßnahmen als nicht 
relevant eingestuft. Dieses Nicht-
Wahrnehmen ihrer Lebenskultur 
erleben Lesben und Schwule häu-
fig als Diskriminierung.

Die Wissenslücke bei Pflegen-
den über die Lebenskultur von 
Lesben und Schwulen zu füllen, ist 
eine der zentralen Aufgaben, die 
Gabi Stummer als Fachbeauftragte 
wahrnehmen wird. Sie will errei-
chen dass die Kenntnisse über les-
bische und schwule Lebensformen 
in die Pflege eingebunden werden: 
„Das kultursensible Fachwissen ist 
unabdingbar für die Pflege, wenn 
sie ihrem professionellen Auftrag 
der Gesundheitsförderung und 
-erhaltung bei gleichgeschlecht-
lich liebenden Menschen nach-
kommen will.“ � //

Modellprojekt in Nordrhein-Westfalen
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Berlin. Der Deutsche Berufsver-
band für Pflegeberufe (DBfK) for-
dert Pflegende bundesweit auf, 
sich nicht länger mit schlechten 
Arbeitsbedingungen abzufinden. 
„Die deutsche Bevölkerung attes-
tiert den Pflegenden großes Ver-
trauen, schätzt ihre Leistung hoch 

ein und hält sie im Gesundheitssys-
tem für unverzichtbar. Aber drückt 
sich diese Wertschätzung auch 
in den Einrichtungen, an den Ar-
beitsplätzen und im Arbeitsalltag 
aus?“ fragt DBfK-Referentin Jo-
hanna Knüppel. Abgesehen von 
wenigen positiveren Ausnahmen 

sei die Arbeitsplatzrealität in ers-
ter Linie gekennzeichnet durch viel 
Arbeit, hohes Arbeitstempo, große 
körperliche und seelische Bean-
spruchung, geringe Autonomie, 
wenig Anerkennung, eher famili-
enfeindliche Arbeitszeiten und ein 
niedriges Gehaltsniveau.  Um dies 
zu ändern, startet der  DBfK am 1. 
Februar die dreimonatige Online-
Aktion „Tausche wichtigen gegen 
guten Arbeitsplatz“.  Weitere Infos 
im Internet: www.dbfk.de� //

„Tausche wichtigen gegen guten Arbeitsplatz“

Berufsverband startet Initiative

Von Rechtsanwalt Jörn Bachem 

Wieder einmal müssen es die Ge-
richte richten: In Bayern dürfen 
die Heimaufsichtsbehörden die 
Berichte über ihre Prüfungen in 
Einrichtungen nicht veröffent-
lichen. Das gilt nach dem jetzt 
veröffentlichten Beschluss des 
Verwaltungsgerichtshofs (VGH) 
vom 9. Januar 2012 (Az.: 12 CE 
11.2685) mindestens solange bis 
die Staatsregierung das Pflege- 
und Wohnqualitätsgesetz (Pfle-
WoqG) geändert hat.

Darmstadt. Bis dahin sind nach 
dem geltenden Recht die Einrich-
tungen selbst verpflichtet, die 
Prüfberichte zu veröffentlichen. 
Allerdings können sie dazu bis auf 
weiteres nicht gezwungen werden, 
auch hierzu fehlt momentan eine 
Rechtsverordnung.
Die Entscheidung der obersten 
Landesverwaltungsrichter ist von 
hervorragender juristischer Quali-
tät und setzt bundesweit Maßstä-

be. Recht unverhohlen deutet sie 
auch an, dass die Rechtsgrund-
lage für Veröffentlichungen in 
Rheinland-Pfalz ebenfalls Mängel 
aufweist, wenn auch weniger of-
fensichtliche als in Bayern. Kern 
der Entscheidung ist, dass der 
Gesetzgeber so, wie er das Gesetz 
gestaltet hat, die Aufgabe der Ver-
öffentlichung den Einrichtungen 
zugewiesen hat. Sollte auch ande-
res gewollt gewesen sein, geht das 
weder aus dem PfleWoqG noch aus 
seiner Begründung hervor. Wie 
schon bei § 115 Abs. 1a SGB XI zeigt 
sich hier ebenso, dass die Gesetz-
geber dort, wo sie Qualitätsinfor-
mationen und -transparenz für die 
Pflegebedürftigen und den Markt 
schaffen wollen, mit bedenklicher 
Nachlässigkeit zu Werke gehen. 
Verwaltungsrechtlern treibt das 
kalte Schauer über den Rücken.
Auch hier fehlt es, so die Richter 
weiter, an klaren Regelungen der 
Inhalte der Veröffentlichung, ihrer 
Art und Weise, ihrer Dauer sowie 

einheitlichen Qualitätsstandards. 
Das Problem der Aussagekraft der 
Prüfergebnisse, also etwa die Stich-
probengröße, kommt noch dazu, 
ohne dass der VGH das ausdrück-
lich hervorhebt. Wörtlich fordert er 
aber, dass der Bewertungsmaßstab 
geeignet sein und wissenschaft-
liche Erkenntnisse in den Blick 
nehmen muss, wenn auch „unter 
Berücksichtigung der im Pflege-
bereich obwaltenden Umstände“. 
Die Diskussion um die Validität 
der Pflegenoten klingt hier an. Die 
Verwaltungsrichter fordern jedoch, 
dass die Qualität „möglichst reali-
tätsnah“ abgebildet werden, also 
die Ergebnisqualität die Bewertung 
prägen muss. Dass das Staatsmi-
nisterium diesen Anforderungen 
entsprechendes Recht auf abseh-
bare Zeit schaffen kann, ist kaum 
zu erwarten. Die lebhafte Debatte 
um die Pflegetransparenzberichte 
zeigt, wie schwer die Aufgabe ist 
und wie problematisch die ersten 
Versuche, sie zu lösen.

Und nicht zuletzt trifft die Ent-
scheidung auch für den Rechts-
schutz gegen fehlerhafte SGB 
XI-Transparenzberichte hilfreiche 
Aussagen: Noch immer zweifeln 
einige Sozialgerichte selbst bei 
deutlichen Fehlern der Prüfung, 
der Bewertung oder des Verfahrens 
an, dass der Stopp-Antrag des Trä-
gers eilbedürftig ist. Die nachteili-
gen Wirkungen, insbesondere der 
Rufschaden und wirtschaftliche 
Einbußen, seien Spekulation oder 
reichten nicht aus. Die Einrichtung 
müsste schon in ihrer Existenz ge-
fährdet sein, so die Sozialrichter – 
was sich nie nachweisen lässt, bis 
es unumkehrbar soweit ist. Der 
Bayerische VGH spricht auch hier 
eine klare Sprache: Dass dem Ein-
richtungsträger wesentliche Nach-
teile, insbesondere ein erhebliches 
wirtschaftliches Risiko drohen, lie-
ge „auf der Hand“.
Auch andere Länder sollten sich 
an der Entscheidung bei ähnli-
chen Vorhaben orientieren und 
ihre bestehenden Regelungen 
überprüfen. Dass § 12 LWTG in 
Rheinland-Pfalz, dessen Behör-
den in der Praxis derzeit noch auf 
Freiwilligkeit setzen, auch nicht 

verfassungsgemäß ist, machen die 
Münchner Richter sehr deutlich. 
§  20 WTG NRW ist nach diesen 
– zutreffenden – Maßstäben mit 
großer Skepsis zu sehen und die 
geplante Novelle sollte darüber 
nicht hinweggehen.
Angesichts der nach wie vor beste-
henden Schwierigkeiten, fachlich 
und rechtlich akzeptable Prüfer-
gebnisse für die Öffentlichkeit 
bereitzustellen, müssen sich alle 
Länder fragen, ob sie sich auch 
mit fraglichen Ergebnissen auf das 
Experimentierfeld der Qualitäts-
berichterstattung im Internet be-
geben oder nicht doch besser auf 
eigene Regelungen neben dem § 
115 Abs. 1 a SGB XI verzichten soll-
ten. Einrichtungen in Bayern kön-
nen derweil beruhigt sein. Ihren 
Heimaufsichtsprüfbericht dürfen 
die Behörden nicht und müssen sie 
selbst nicht veröffentlichen.� //
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